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Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Reichsgericht iſt unbeſtritten berufen, über ſeine eigene Competenz zu ent⸗ 
ſcheiden, jedoch immer nur bei concreten, ihm vorliegenden Klagen oder An⸗ 
trägen, nicht aber principiell und im allgemeinen. Abweiſung des Be: 
gehrens auf Entſcheidung durch das Reichsgericht, ob dasſelbe oder ob die 
Schulbehörden in einer beſtimmten Streitſache zuſtändig ſind. 


Competenz des Reichsgerichtes zur Entſcheidung über den Anſpruch auf die 
Ergreiferpramie. — Abweiſung des Anfpruches auf Grund der Gefalls⸗ 
vorſchriften. 

Die Wirkſamkeit eines Einfuhrverbotes endet nicht mit dem Erlöſchen der Thier⸗ 
feuche, auf welche es ſich bezieht, ſondern mit feiner formellen Aufhebung. 
Der Zuwiderhandelnde kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß er wegen 
Erlöſchens der Seuche das Verbot für aufgehoben anſah. — Das bei Seuchen⸗ 
geſahr von der politiſchen Landesbehörde erlaſſene Verbot des Hauſierhandels 
mit Schweinen ſteht als auf Grund des Thierſeuchen-Geſetzes erlaſſene An⸗ 


ordnung unter dem Schutze des Art. I, S 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
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Perſonalien. — Erledigungen. 


Die neuen Stempelmarken. 
Ein Beitrag zur öſterreichiſchen Stempelkunde. 
Von Dr. Stefan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 


(Fortſetzung.) 


I. Die Stempelpapiere. 


Als das Stempelweſen im Jahre 1686 in den deutſchen und 
böhmiſchen Erblanden des öſterreichiſchen Kaiſerhauſes eingeführt wurde 
(Patent vom 29. April 1686, publicirt am 3. November 1686, erneuert 
am 20. October 1692), wählte man für die Entrichtung der neuen Ab— 
gabe nach dem Vorbilde der Länder, in denen dieſe Abgabe entſtanden 
und zunächſt ausgebildet worden war, die Geſtalt, daß das Schriftmaterial 
für rechtlich bede atſame Schriftacte (Papierbogen oder Pergameutblätter) 
vor dem Gebrauche mit einem Zeichen ſeitens der Staatsverwaltung ver- 
ſehen und hiebei der Abgabenbetrag eingezahlt werden ſollte. 

Dieſe Zeichen hatten anfaugs ganz die Geſtalt der damals noch 
eine viel weſentlichere Rolle als heute ſpielenden Siegel. Es wurde 
dieſer Name auch thatſächlich hiefür verwendet, und ſprach man daher 
damals faſt ausſchließlich von Siegelpapier, Siegelzeichen, Siegelämtern, 
Siegelabgabe u. ſ. f. Der anfangs ſeltene Ausdruck „Stempel“ iſt erſt 
ſeit dem Ende des vorigen Jahrhunderts häufiger und in der Folge allein— 
herrſchend geworden. Die Siegel wurden auf dem oberen Rande der 
erſten Bogenſeite angebracht. Anfangs war hiezu die linke obere Ecke 
d. h. zur linken Hand der ſchreibenden Perſon), ſpäter die Mitte des 
oberen Randes üblich. 


während der Controlſtempel unentgeltlich beigedruckt wurde. 


Man unterschied in der Folge hinſichtlich der Stempelzeichen Wert h— 
ſtempel und Controlſtempel: nur erſtere euthielten die Angabe 
des Stempelbetrages und erforderten eine Bezahlung vor ihrer Aufdrückung, 
Schon von 
Anfang an unterſchied man aber Vorrathsſtempel — das von der 
Finanzverwaltung auf Vorrath erzeugte, in den Verſchleißſtätten feilge- 
haltene Papier — und Erfüllungsſtempel: die Siegel, welche auf 
das von den Parteien beigebrachte Nettopapier, ſpäter auch auf Druck— 
ſachen oder fertige Schriftſtücke aufgedruckt wurden. 

Für die Zeit, während welcher es in Oeſterreich Stempelpapier 
gab (1686— 1858), kann man ſechs verſchiedene Emiſſionen (vielleicht 
beſſer als Geſtaltungen zu bezeichnen) unterſcheiden. 

Dieſe ſechs Geſtaltungen laſſen ſich jedoch noch weiterhin Gu je 
drei) in zwei ſcharf unterſchiedene Gruppen eintheilen. Die erſte und 
ältere Gruppe iſt die des bloßen Schwarzdruckes. Die Siegelzeichen 
wurden hiebei genau in derſelben Art, wie dies beim Buch- und Bilder⸗ 
druck üblich war, hergeſtellt. 

In der zweiten Gruppe tritt dann eine Combination von Schwarz⸗ 
druck mit ſarbloſem Reliefdruck auf. Selbſtändig kommt dieſer Relief⸗ 
druck, der im franzöſiſchen Stempelrechte und in deſſen Schule eine fo 
wichtige Rolle ſpielt, im öſterreichiſchen Stempelweſen nicht vor. 


Erſte Gruppe: Schwarzdruck. 

1. Die leopoldiniſchen Siegelzeichen (1686). 

Die älteſten öſterreichiſchen Siegelzeichen haben die traditionelle 
Geſtalt von Siegeln: es find hochgeſtellte Ellipſen, deren Mitte eine 
Emblemzeichnung einnimmt; um dieſe läuft eine Legende herum, die 
ihrerſeits nach außen hin von einer ſchmalen Randverzierung eingefaßt 
iſt. Es gab drei verfchiedene Siegelzeichen, entſprechend den drei ſtatuirten 
Abgabenſätzen. Demgemäß lauten die Legenden: bei der erſten Claſſe: 
„Erſtes Sigill, Sechzig Krevzer“ bei der zweiten Claſſe: „Andertes 
Sigill, Funfzehen Krevzer“ und bei der dritten Claſſe: „Drites Sigill, 
Drey Krepzer“. 

Das Emblem der erſten Claſſe iſt der Doppeladler des „römi⸗ 
ſchen Reiches teutſcher Nation“, keuntlich an dem (blos durch eine Kreis— 
linie angedeuteten) goldenen Nimbus um die beiden Adlerköͤpfe. Ueber 
demſelben ſchwebt die damalige Hauskrone der habsburgiſchen Kaiſer, 
welche in der Folge zur öſterreichiſchen Kaiſerkrone geworden iſt. Die 
Klauen ſind leer. Auf der Bruſt des Adlers iſt ein eirunder und nach 
der erſichtlichen Andeutung erhaben gedachter Schild angebracht, welcher 
die öſterreichiſche Binde, d. h. den ſilbernen Balken im rothen Felde 
(damals das Wappen Niederöſterreichs, ſeit 1806 das Wappen des Hauſes 
Oeſterreich), enthält. Dieſe Binde iſt dadurch angedeutet, daß über dem 
weiß gelaſſenen Schild ein in voller Farbe gedrucktes ſchwarzes Band, 
oben und unten von einer ſchwarzen Linie begleitet, läuft. Dieſe Dar— 
ſtellung, dann die angeſtrebte Plaſticität des Schildes und die Verſinn⸗ 
bildlichung des Nimbus durch Cirkel ſind vom heraldiſchen Standpunkte 
als incorrect zu bezeichnen. 

Das Emblem der zweiten Claſſe iſt eine Königskrone, und zwar 
eine typiſche Bügelkrone, nicht eine der dem Kaiſerhauſe wirklich zu⸗ 


jtehenden Königsfronen. Das Einblem der dritten Claſſe endlich iſt das 
„Ertzhertzogliche Hüetel“, der für unſer Erzhaus beſonders geſchaffene, 
aus der Kombination eines Herzogshutes mit einer Zackenkroue beſtehende 
Erzherzogshut. 

Die Siegelzeichen ſind von einer für ihre Zeit volles Lob ver— 
dieuenden ſchönen techniſchen Ausführung. Man findet ihrer nur einerlei 
Art, und dies in ziemlich guten und reinen Abdrücken. Der Grund hievon 
mag geweſen fein, daß dem Stempelweſen zunächſt nur ein kurzer Be⸗ 
ſtand beſchieden war, da dasſelbe ſchon 1693 aufgehoben wurde. 


2. Siegelzeichen aus der erſten Hälfte des 18. Jahr— 
hunderts. 


Die Zeit von ungefähr 1716 bis 1762 iſt eine dunkle Periode 
in der Geſchichte unſeres Stempelweſens, die der hiſtoriſchen Forſchung 
noch viel zu thun geben dürfte, ehe volles Licht uber alle einſchlägigen 
Fragen verbreitet ſein wird. Der Grund iſt derſelbe, der alle Studien 
des älteren öſterreichiſchen Rechtes ſo ſchwierig macht: die particulariſtiſche 
Zerſplitterung. Jedes der Erbländer war ein Gebiet mit befonderer 
Rechtsordnung und muß der Forſcher daher jedes Rechtsinſtitut in zahl— 
reichen abweichenden Geſtaltungen bis zur Erzielung der Rechtseiuheit 
verfolgen. Anch das Stempelweſen verfiel, nachdem es für einen großen 
Theil der Erblaude in gleichmäßiger Weife eingeſetzt hatte, ſpäter dem 
Particularismus. 

Die gedruckten Normalienſammlungen ſchweigen über die Zeit von 
der Aufhebung des Siegelgefälles (1693) bis zu ſeiner Neuregelung durch 
Maria Thereſia über dasſelbe vollſtändig. Bei dieſer Reſorm hieß es 
nun im Patente vom 3. Februar 1762, daß das Stempelweſen in 
Inneröſterreich (d. i. Steiermark, Kärnten, Krain und Litorale) und in 
den Ländern der böhmiſchen Krone Böhmen, Mähren und Schleſien 
„in Uebung ſtehe“. Hieraus entſtand dann die von mehreren Schrift— 
ſtellern getheilte Vermuthung, daß die Aufhebung im Jahre 1693 nicht 
in allen Erblanden durchgeführt worden ſei. Dieſe Aufhebung war jedoch 
thatſächlich eine allgemeine. Sodann aber hatte in der erſten Hälfte des 
18. Jahrhunderts eine länderweiſe Wiedereinführung ſtatt, und zwar 
zunächſt in Inneröſterreich (Patent vom 26. Auguſt 1716), dann in 
Böhmen (Patent vom 5. December 1748), Mähren (Patent vom 13. Jänner 
1749) und Schleſien. Auf dieſen Umſtand nimmt die gedachte, leicht 
mißzuverſtehende Wendung im thereſianiſchen Patente Bezug. 

Wird dieſe Periode noch lange eine harte Nuß für die Stempel⸗ 
hiſtoriker ſein, ſo gilt dies wohl noch mehr für die Stempelſammler. 
Der Verfaſſer konnte keine Stempelzeichen dieſer Periode aus den Ländern 
der böhmiſchen Krone zu Geſichte bekommen. Auch die Stempelzeichen 
aus Inneröſterreich, die er kennen zu lernen Gelegenheit hatte, ſcheinen 
weder vollſtändig zu fein, noch auch ließ ſich ihre Provenienz und Geltungs— 
zeit mit Genauigkeit feſtſtellen. Reichere und ſicherere Ergebniſſe waren 
lediglich für Trieſt ſelbſt zu erlangen. Eine durch mehrere Jahrhunderte 
gehende Serie von Teſtamenten, die im Archivio diplomatico triestino 
aufbewahrt wird, ermöglichte, in dieſer Richtung eingehende Wahrnehmungen 
zu machen. Nachdem von 1693 an alle Teſtamente ohne Stempel ſind, 
erſcheinen dieſelben von den erſten Monaten des Jahres 1717 ange— 
fangen, ohne daß je wieder eine Unterbrechung eingetreten wäre, neuer— 
lich mit Stempelzeichen verſehen. 

Eine ziemlich erhebliche Zeit hindurch kommen zweierlei Zeichen vor. 

Das eine iſt ein feinſtyliſirter Doppeladler von ſchöner und gut 
ausgeführter Zeichnung, der in gleicher Weiſe, wie bei deu leopoldini⸗ 
hen Siegeln von einer ſchuppenartigen Randbordüre umgeben iſt. Der 
Stempel, welcher dadurch die übliche elliptiſche Geſtalt der Amtsſiegel 
erhielt, iſt bedeutend kleiner als die leopoldiniſchen Stempelzeichen. Am 
bemerkenswertheſten daran iſt aber, daß der Doppeladler (ohne Nimbus 
und mit leeren Krallen mit darüber ſchwebender Habsburger Hauskrone) 
auf der Bruſt die Initialen Kaiſer Carls des VI. trägt, ein lateiniſches 


C, in welches die Ziffer VI in kleiner Schrift eingeſchoben iſt [O] Dies 
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Monogramm ift von zwei ornamentalen Randſtrichen umfchloffen, die 


unten nebeneinander beginnend nach oben hin zuerſt auseinander und 
dann wieder mit ſtärkerer Krümmung zuſammenlaufen und in zwei neben 
einander ſtehenden Punkten enden. Hiedurch erhielt der zwiſchenliegende 
Raum eine ungefähr herzförmige Geſtalt. Derart ſcheint dies Ornament 
auch thatſächlich aufgefaßt worden zu ſein, denn ſpätere Gattungen von 
Stempeln zeigen ein ausgeſprochen herzförmiges Bruſtſchild. 

Daß auf dieſem wie überhaupt auf allen inneröſterreichiſchen 
Siegeln — mit einer geringfügigen Ausnahme — jede Legende fehlt, 


iſt wohl daraus zu erklären, daß hier nur eine einzige Stempel- 
claſſe zu 3 kr. beſtand, weshalb eine Zählung der Claſſen unthunlich 
und die Angabe des Werthes überflüſſig erſchien. 

Das Stempelpapier mit dieſem (vom November 1717 bis zu An⸗ 
fang 1744, in der Folgezeit nur noch vereinzelt) vorkommenden Zeichen 
ſcheint ein Vorrathsſtempel papier geweſen zu fein. Darauf deutet 
der Umſtand, daß das Siegel ſaſt ſtets auf einer und derſelben Gattung 
Papier vorkommt, wie aus deſſen Waſſerzeichen zu erſehen iſt. Diefes 
beſteht am erſten Blatt aus einem ineinaudergelegten C und L, am zweiten 
Blatt aber aus einem Adlerflügel, der auf einem einzelnen ſtehenden 
Adlerfuß angebracht iſt. Auf dieſem Papier iſt das Stempelzeichen von 
ſtets gleichbleibender ſcharfer Ausführung. Iſt es ausnahmsweiſe unſcharf, 
ſo befindet es ſich auch auf anderem Papier: es kommen aber nur höchſt 
vereinzelte derartige Fälle vor. 

Das zweite, neben dem vorgenannten bis zum Juli 1733 vor⸗ 
kommende Zeichen iſt nie von beſonderer Schönheit des Abdruckes und 
kommt auf höchſt verſchiedenem Papier vor. Es dürfte dies daher ein 
Erfüllungs ſtempel geweſen fein, und zwar ein fpecieller Erfüllungs— 
ſtempel für Trieſt. Dieſes Zeichen weist nämlich unter dem Doppeladler 
den Buchſtaben T auf, was offenbar den Standort des Stempelamtes 
andeuten ſollte. Das ganze Zeichen iſt eine ſchwächliche Nachahmung des 
vorerwähnten Siegels. Es hat noch eine Randbordüre, während die 
ſpäteren Stempel nur von einem einfachen Striche umſchloſſen ſind, und 
enthält auch die Initialen Carls des VI. Die Zeichnung iſt aber von 
minderer Ausführung und insbefondere die Hauskrone bis zur Unkennt⸗ 
lichkeit eutſtellt. 

Eine in der weiteren Zeit und zwar von März 1743 bis Ende 
1746 vorkommende Geſtaltung der Siegel iſt von den bisherigen Stempeln 
total verſchieden. Es iſt ein Wappenſchild, von einigen ornamentalen 
Strichen umgeben, worüber eine typiſche Königskrone ſchwebt und das 
von einem einfachen Striche in Ellipfenform umſchloſſen iſt. Der Schild 
hat zunächſt einen mit dem Erzherzogshut bedeckten Mittelſchild, der den 
Löwen von Habsburg enthält. Der Schild iſt geſpalten und getheilt und 
ſtellt dar: das altungariſche Wappen, den böhmiſchen Löwen, die öſter⸗ 
reichiſche Binde in ſchlechter Ausführung, nämlich ein dicker Querſtrich 
begleitet von zwei ſchmalen parallelen Randſtrichen, und endlich das bur⸗ 
gundiſche Wappen in heraldiſch unrichtiger Geſtaltung. 

Von dieſem Stempelzeichen kommen mehrere Varianten vor, die 
ſämmtlich hinſichtlich der Klarheit der Zeichnung und der Abdrücke viel 
zu wünſchen übrig laſſen. Es dürften dies ebenſo Erfüllungsſtempel ge- 
weſen ſein wie alle folgenden Trieſtiner Zeichen, da von jetzt an keine 
Gleichförmigkeit des Papiers wahrzunehmen iſt, beziehungsweife dürfte 
vom Stempelamte eben alles Papier, das erworben wurde, abgeſtempelt 
und ohneweiters in Verſchleiß geſtellt worden ſein. 

Das nächſte, von 17461751 vorkommende Zeichen iſt wieder 
der frühere Doppeladler. Jetzt iſt aber der Buchſtabe T unter dem 
Adler verſchwunden und iſt das herzförmige Schild an die Stelle der 
Initialen Carls des VI. getreten. 

Von Anfang 1749 bis Mai 1759 kommt ein ganz gleicher Doppel- 
adler vor. Nur iſt das 1 durch das Trieſter Wappen, eine Hellebarde 
nicht aber wie die officielle Wappenerklärung meint: ein umgekehrter 
Anker) erſetzt. 

Den Beſchluß bildet, von Mai 1759 bis Juni 1764 vorkommend, 
ein ähnlicher Doppeladler, der auf der Bruſt die öſterreichiſche Binde 
aufweist. Die Adlerköpfe haben Nimbus. Zu beiden Seiten der Krone 
ſtehen die Buchſtaben TC. Der Verfaſſer liest diefelben für tre caran- 
tani, d. i. 3 kr. Conventionsmünze. Von dieſem Siegel kommen mehrere 
Varianten vor. Bei einem Typus iſt der Schild mit der Binde herz- 
förmig nnd das rothe Feld durch ſenkrechte Schraffen dargeſtellt. Bei 
anderen Zeichen iſt die Binde als querliegendes weißes Rechteck direct 
in den Körper des Adlers eingefügt. Mitunter kommen noch zwei ſchmale 
ſchwarze Nanditriche vor. Beim Typus uit ſchraffirtem Schild iſt die 
Krone als Hauekrone deutlich zu erkennen. Bei den übrigen Varianten 
ſieht fie dem Erzherzogshute ähnlich. 

Dieſe zweifelhafte Diagnoſe, ſowie manche unbeſtimmte Angabe 
im Vorſtehenden iſt auf die außerordentliche Undeutlichkeit und Schleuder- 
haftigkeit der Stempelabdrücke zurückzuführen. Dieſe aber dürfte ihren 
Grund darin gehabt haben, daß das Stempelgefäll in damaliger Zeit 
zumeiſt verpachtet war und die Appaltatori begreiflicher Weiſe auf ein 
gefälliges Ausſehen der Stempelzeichen keinen beſonderen Werth legten. 

Es ſteht zu vermuthen, daß die Aenderungen der Siegelzeichen, 
mit Aenderungen der Pächter, dem Tode Carls des VI. und den in 


dieſer Periode vorgekommenen Patenterneuerungen im Zuſammenhang 
ſtehen. Das Nähere wäre erſt feſtzuſtellen. 

Das zuerſt erwähnte Stempelzeichen mit den Initialen Carls des VI. 
dürfte in ganz Inneröſterreich in Gebrauch geweſen ſein. 

Von ſpäteren inneröſterreichiſchen Siegelzeichen wurden drei gefunden, 
ohne daß jedoch über ihr zeitliches Verhältniß zu einander Sicheres feit- 
geſtellt werden konnte. Sie ſtellen insgeſammt Doppeladler ohne Legende 
mit der Hauskrone und von einer ſchwarzen Ellipſe begrenzt vor. Bei 
einem dieſer Stempel iſt der herzförmige Schild geſpalten und enthält 
er rechts die öſterceichiſche Binde dicker ſchwarzer Querſtrich mit zwei 
ſchmalen Saumſtrichen und links den böhmiſchen Löwen. 

Bei einem anderen Typus enthält das herzförmige Schild die 
Initialen Maria Thereſias, ein aus M und T verſchmolzenes Zeichen 
(M). Der Stempel der dritten Art endlich iſt faſt kreisrund, die 
Adlerköpfe haben Nimbus, der Krone fehlen die fliegenden Bänder, im 
rechten Fang hält der Adler das Scepter, im linken das Schwert, das 
Schild iſt eiförmig und deutet durch zwei parallele Querſtriche die öſter— 
reichiſche Binde an. 

3. Thereſianiſche Siegelzeichen. 

Die Reform Maria Thereſias vermehrte die Siegelclaſſen auf 
vier: zu 2 fl., I fl., 15 kr. und 3 kr. Als Währung dieſer Beträge 
iſt von jetzt an (und weiterhin bis zum Jahre 1858) die Conven— 
tionsmünze nach dem 20 Guldenfuße zu verſtehen. 

Die Zeichnung der Stempel weicht von denjenigen der älteren 
Siegel weſentlich ab. Faſt durchgehends iſt die ovale Umrandung fort— 
gelaſſen und damit ein weſentliches Element der traditionellen Geſtalt 
der wirklichen Siegel beſeitigt worden. Da gleichzeitig aber die Grund— 
ideen der Zeichnungen: heraldiſche Darſtellungen — beibehalten wurden, 
ſo erſcheinen die Stempel jetzt eher als Wappendarſtellung wie als Siegel. 

Die erſte Claſſe zu 2 fl. weist einen Doppeladler auf, die zweite 
zu 1 fl. einen mit einer Königkrone bedeckten Wappenſchild, die dritte 
zu 15 kr. einen mit Ornamenten umgebenen Schild, die vierte zu 3 kr. 
endlich ſoll nach der Angabe der Vorſchrift einen „glatten Schild“ vor⸗ 
ſtellen. Bei allen Zeichen befindet ſich an deren unterer Seite die ab- 
gekürzte Werthangabe (2. F., 1. F., 15. K. und 3. K.). r 

Der Wappenſchld, der bei allen vier Claſſen wiederkehrt, iſt ge— 
ſpalten: rechts ſteht der böhmiſche Löwe, links die öſterreichiſche Binde. 
Die Darſtellung derſelben iſt bereits beſſer: der ſilberne Balken iſt weiß 
und das rothe Feld durch ſenkrechte Schraffen angedeutet. Der Balken 
wird aber noch immer von zwei Parallelſtrichen eingeſäumt. 

Im Siegelzeichen zu 2 fl. iſt der Schild, den der Doppeladler auf 
der Bruſt trägt, mit dem erzherzoglichen Hute bedeckt. Dies verunſtaltet 
die Zeichnung, da hiedurch die beiden Köpfe vom Leib des Adlers förm⸗ 
lich abgetrennt werden. Die Köpfe haben Nimbus, dargeſtellt durch ein- 
fache Cirkel. In der rechten Klaue befindet ſich das Reichsſchwert in 
der linken das Scepter. . 

Das Zeichen der vierten Claſſe ſtellt in gewiſſem Sinne einen 
Uebergang von der älteren Art der Stempel zu derjenigen Geſtalt der— 
ſelben vor, die ſie dann vom Aufang unſe es Jahrhunderts an durch 
lange Zeit bewahren. Es enthält dreierlei Elemente: von der älteren 
Geſtaltung hat es den ſchmalen, durch ein Ornament ausgefüllten Kreis- 
ring, welcher den Schild umgibt, von den anderen thereſianiſchen Zeichen 
dieſen Schild, und für die Zukunft iſt es vorbildlich durch feine kreis— 
runde Geſtalt. N 

Der Saumler wird bald gewahr, daß von dieſen Zeichen mindeſtens 
zwei Geſammtemiſſionen unterſchieden werden müſſen. Die veröffent- 
lichten Normalien geben darüber keinerlei Aufſchluß. Doch ergibt ſich 
aus mehrfachen Momenten, daß hier in gewiſſem Sinne eine zeitliche 
Aufeinanderfolge, nicht eine regionale Verſchiedenheit vorliegt. 
Der ältere, weil urſprüngliche Typus kennzeichnet ſich durch eine ver— 
hältnißmäßige Einfachheit und Rohheit der Zeichnung; der zweite Typus 
weist dagegen einen förmlichen Reichthum an ornamentalen Verzierungen 
auf. Während beim älteren Typus Adler und Löwe naturaliſtiſch ge— 
zeichnet waren, erſcheinen ſie jetzt geradezu in Linienornamente aufgelöst. 
Das beſte Unterſcheidungszeichen beider Emiſſionen in deren Verſchieden— 
heit im einzelnen nicht weiter eingegangen werden ſoll) iſt der Löwe: 
feine Pranken find beim älteſten Typus durch zwei einfache Linien begrenzt, 
beim zweiten Typus ſehen fie der Kreuzzeichnung in den franzöſiſchen 
Spielkarten ähnlich. Die reichere Ornamentirung gibt auch das ent— 
ſcheidende Kriterium dafür ab, welche Emiſſion die urſprüngliche iſt. Ver⸗ 
gleicht man beide Arten von 3 kr.-Stempeln, jo iſt man keinen Augen⸗ 
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blick im Zweifel, welches der im thereſianiſchen Patente erwähnte „glatte“ 
Schild iſt. Der Steinpel mit dem Trefle-Vöwen iſt jo abundaut verziert, 
daß es eine Ironie wäre, hier von einem glatten Schild zu ſprechen, 
wihrend ſich die Ornamentirung bei der anderen Art des gleichen Stempels 
allerdings auf einige wenige Striche beſchränkt. 

Von dem zweiten Typus gibt es auch einige geringfügige Ab— 
weichungen, die wohl dadurch herbeigeführt waren, daß dazumal, wenn 
ein Siegelſtok Signett) abgenützt war, ein nener gefchn tten werden 
mußte, da man die heutigen mechaniſchen Vervielfältigungs-Verfahren noch 
nicht kannte. Dabei ging es dann ohne zufällige oder vielleicht auch ab ſicht— 
liche Variationen localer Natur nicht ab. Es mochte nämlich wänſchſens— 
werth erſcheinen, daß der Siegelabdruck Ort und Zeit der Herſtellung 
wenigſtens dem Fachmanne erkennbar mache. Hiezu dienten in der ſpäteren 
Zeit grundſätzlich ſtets angebracht) ſogenannte geheime Zeichen, in ein— 
facherer Weiſe aber directe Bezeichnungen des Sitzes des Siegelamtes. 

In der erwähnten Serie von Trieſter Teſtamenten iſt das thereſia 
niſche 3 kr. Siegelzeichen, wiewohl Trieſt in die Reform des Jahres 1762 
nicht einbezogen wurde, vom Juni 1764 an zu finden, aber in einer 
beſonderen Geſtaltung. Dies fällt mit der Aufrech' erhaltung der alten 
inneröſterreichiſchen Stempelverfaſſung als Privileg für Trieſt durch die 
Reſolution vom 13. März 1764 zuſammen. 

Der Zeichnung nach iſt das 3 kr. Siegel ein ſolches des zweiten 
therejianifchen Typus (mit Tröéfle-Löwen!). Von der ſonſt vorkommenden 
Geſtalt dieſes Typus unterſcheidet ſich das Siegel aber dadurch, daß es 
keiner Verbreiterung des Kreieringes erfährt, ſondern für den— 
ſelben die Dimenſionen des Originaltypus (mit „glattem Schild“) beibehält 
und theils noch unter dieſe zurückgeht. 

Solche Zeichen kommen mit engerem Kreisring bis Ende 1768 
vor. Von da an bis Juli 1776 erſcheint außerdem noch in dem weißen 
Raum der öſterreichiſchen Binde der Buchſtabe L wohl Laibach), worauf 
dann wieder Zeichen ohne L folgen, deren Kreisring genau die Breite 
des Originaltypus mit naturaliſtiſchem Lowen hat. Erſt in der joſefini— 
ſchen Zeit finden fi in Trieſt 3 kr. Stempelzeichen mit dem Tröfle- 
Lowen und breiterem Kreisringe. 

Die joſephiniſchen Reformen des Stempelweſens Patente vom 5. Juni 
1784 und 30. Jänner 1788) brachten im größten Theile des Geltungs⸗ 
bereiches dieſer Abgabe keine Aenderung der Stempelzeichen mit ſich, da 
die bisherigen Claſſen aufrechterhalten wurden. Selbſt in Trieſt und 
dem Litorale, wo nur die eine Claſſe zu 3 kr. weiter beſtand, blieb, wie 
oben erwähnt, die thereſianiſche Form des Stempels in Gebrauch. Da— 
gegen mußten für die Vorlande, wo die vier Claſſen auf 1 fl., 30 kr., 
10 kr. und 3 kr. ermäßigt wurden, neue Siegelzeichen eingeführt werden. 
Es iſt gelungen, zwei derſelben kennen zu lernen. Das eine mit der 
Augabe 30. K. enthält in einer Cartouche mit oben eingerollten Rändern 
den Tiroler Adler; das zweite enthält in ähnlicher Umrahmung im oberen 
Theil das Schild der thereſianiſchen Stempelzeichen mit darüberſtehen— 
dem Doppeladler, im unteren Theile aber übereinander die Angabe 10. K. 
und 3. K. Der Sinn dieſer Vereinigung konnte nicht klargeſtellt werden 
und waren weitere Zeichen nicht zu ermitteln. 

In gleicher Weiſe werden erſt weitere Forſchungen zu erheben 
haben, ob die Siegelzeichen in Galizien (dem ſpäteren Oſtgalizien), wo 
die vier Claſſen 2 fl., 1 fl., 15 ke. und 3 kr. rheiniſcher Währung 
oder 8 fl., 4 fl., 1 fl. und 6 Groſchen polniſcher Währung be 
trugen, während der Geltungsdauer dieſer Beſonderheit (J. September 
1784 bis 28. Februar 1788) eine andere Geſtaltung beſaßen. 


Fortſetzung folgt.) 


Alittheilungen aus der Praris. 


Das Reichsgericht iſt unbeſtritten berufen, über ſeine eigene Com⸗ 
petenz zu eutſcheiden, jedoch immer uur bei conereten, ihm vor⸗ 
liegenden Klagen oder Anträgen, nicht aber principiell und im 
allgemeinen. 
Abweiſung des Begehrens auf Entſcheidung durch das Reichsgericht, 
ob dasſelbe oder ob die Schulbehörden in einer beſtimmten Streit⸗ 
ſache zuſtändig ſind. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 14. Jänner 1898 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über den Antrag des Tiroler Landes— 
ausſchuſſes wegen eines Competenzceonflictes zu Recht erkannt: Das 
Begehren wird zurückgewieſen. 


Be 


Gründe: Nach § 82 des tiroliſchen Landesſchulgeſetzes vom 
30. April 1892, L. G. Bl. Nr. 8, find den tiroliſchen Schulgemeinden 
20 Percent des für die Bezüge des Lehrperſonales gemachten und nicht 
anderweitig bedeckten Aufwandes aus dem Landesſchulfonde zu vergüten. 

Anläßlich der Erledigung der Schulabrechnung der Schulgemeinde 
Bozen⸗Zwölfmalgreien für das Jahr 1894 wurden von der Yandes- 
buchhaltung zwei Ausgabepoſten, Lehrergehalte betreffend, für den Landes— 
beitrag geringer angeſetzt und die Einnahmepoſt „Schulgeld“ gegenüber 
dem verrechneten Betrage zu Gunſten des Landesbeitrages erhöht. Die 
dagegen erhobene Vorſtellung des Stadtſchulrathes in Bozen wies der 
Landesausſchuß mit Erlaß vom 5. October 1895, Z. 13.509, zurück, 
und als der Stadtſchulrath ſich gegen dieſen Erlaß bei dem k. k. Ver 
waltungsgerichtehoſe beſchwerte, wies derſelbe die Beſchwerde am 23. De- 
cember 1895, ad Nr. 5824 a limine ab. Er erklärte nämlich in dem 
Erlaſſe des Landesausſchuſſes nicht eine Entſcheidung im Sinne des 8 2 
des Geſetzes vom 22. October 1875 zu erblicken, ſondern nur die 
Negirung der Geſetzlichkeit der in das Schulpräliminare aufgenommenen 
Einuahme- und Ausgabepoſten. Ueber weiteres Einſchreiten des Stadt 
ſchulrathes erklärte ſich der Bezirksſchulrath daſelbſt zur Entſcheidung 
competent und fällte die meritoriſche Entſcheidung vom 31. Auguſt 1896, 
Nr. 285. Noch bevor dieſe Entſcheidung in Rechtskraft erwachſen war, 
ergriff der Landesausſchuß den Recurs und beſtritt die Competenz des 
Bezirksſchulrathes in Bozen. 

Der Landesſchulrath hob hierauf mit Erkeuntniß vom 6. No- 
vember 1896, Nr. 3449, wegen Incompetenz die recurrirte Entſcheidung 
auf, wogegen der Stadtſchulrath dann die Entſcheidung des Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht anrief. 

Dieſes hat die Entſcheidung des Landesſchulrathes aufgehoben und 
angeordnet, daß ſowohl über den Recurs der Gemeinde Bozen, als auch 
über jenen des Landesausſchuffes vom k. k. Landesſchulrathe in merito 
erkannt werde. 

Dieſer Erlaß wurde dem Landesausſchuſſe am 25. Auguſt 1897 
durch den k. k. Bezirksſchulrath Bozen zur Keuntniß gebracht. 

Da ſouach von dem k. k. Miniſterium die Competenz der politiſchen 
Behörden in dem vorliegenden Streitfalle ausgeſprochen wurde, fo ruft 
der Landesausſchuß das k. k. Reichsgericht zur Entſcheidung der Frage 
an, ob darüber, welche Ausgabe- und Einnahmepoſten einer tiroliſchen 
Schulgemeinde für den Landesſchulfondsbeitrag in Anrechnung zu kommen 
haben, die k. k. Schulbehörden oder aber das k. k. Reichsgericht zu ent- 
ſcheiden berufen ſind. 

Der Bezirksſchulrath Bozen hat nach der Anſicht des beſchwerde— 
führenden Landesausſchuſſes in ſeiner Entſcheidung vom 31. Auguſt 1896, 
Nr. 285, im Widerſpruche mit dem Verwaltungsgerichtshofe erklärt, der 
Erlaß des Landesausſchuſſes vom 5. October 1895 enthalte nicht die 
Negirung eines an den Tiroler Laudesausſchuß gerichteten Anſpruches, 
es handle ſich vielmehr um die Geſetzlichkeit der Einrechnung einzelner 
Poſten für den Landesſchulfondsbeitrag, keineswegs aber um den Anſpruch 
ſelbſt. Hienach will der Bezirksſchulrath über die Frage, welcher Betrag 
an Ausgaben für den Landesſchulfond nach $ 82 Landesſchulgeſetz hin⸗ 
ſichtlich des 20 percentigen Beitrages in Anrechnung zu kommen habe, 
entſcheiden. Nachdem das k. k. Miniſterium in gleicher Weiſe wie der 
Bezirksſchulrath die Competenz zur Entſcheidung im vorliegenden Falle 
in Anſpruch nimmt, ſtellt der Landesausſchuß an das k. k. Reichsgericht 
das Erſuchen, dasſelbe wolle erkennen: „Zur Entſcheidung der Frage, 
ob und inwieweit eine Schulgemeinde den 20percentigen Landesſchul⸗ 
fondsbeitrag im Sinne des § 82 L. Sch. G. vom 30. April 1892, Nr. 8, 
anzusprechen berechtigt iſt, find nicht die k. k. Schulbehörden, fondern auf 
Grund des Art. 3a des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
Nr. 148, das hohe Reichsgericht competent.“ 

In der Gegenſchrift des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unter- 
richt wird zunächſt erörtert, daß der vorliegende Antrag nicht auf die 
Entſcheidung eines Competenz⸗Conflictes zwiſchen dem Landesausſchuſſe 
und dem Miniſterium für Cultus und Unterricht, ſondern auf die Ent- 
ſcheidung gerichtet iſt, ob in der Streitſache das Reichsgericht oder die 
Schulbehörden zu erkennen berufen waren und ſtellt die Frage, ob das 
Begehren an das Reichsgericht, dasſelbe möge über feine eigene Com— 
petenz ein Erkenntniß fällen, überhaupt geſetzlich begründet ſei und ob 
der Landesausſchuß hiezu legitimirt ſei. In merito wird bemerkt, daß, 
wenn die Bezüge des Lehrperſonales durch die eigenen Einnahmen der 
Schulgemeinde nicht gedeckt erſcheinen, dieſe den Landesſchulfond in 
Anſpruch nehmen können, daß aber in Schulangelegenheiten nach § 27 
des Geſetzes vom 30. April 1892, v. G. Bl. Nr. 7, die Schulbehörden 


ausschließlich competent find. Daher handelte das Miniſterium innerhalb 
ſeiner Competenz, wenn es mit dem Erlaſſe vom 3. Mai 1897, 
Z. 31.127, dem Landesſchulrathe die meritoriſche Entſcheidung über 
einzelne durch den Landesausſchuß beanſtändete Poſten des Schul⸗ 
präliminares der Schulgemeinde von Bozen⸗Zwölfmalgreien für das 
Jahr 1894 auftrug. Der Beſchluß des Verwaltungsgerichtshofes unter 
ſcheide ganz richtig zwiſchen der Feſtſtellung des Schulaufwandes 
als einer in die Competenz der Schulbehörden fallenden Angelegenheit 
und der Inanſpruchnahme des Landesſchulfoudes, für welche letztere 
der Verwaltungsgerichtshof eventuell die Competenz des Reichsgerichtes 
gegeben fände. Wenn nun der Landesausſchuß in dem Miniſterialerlaſſe 
vom 3. Mai 1897, Z. 31.127, ein Uebergreifen in die Competenz des 
Reichsgerichtes erblickt, beruht dies auf der Verkennung der Tragweite 
dieſes Erlaſſes, der ſich nur auf die Feſiſtellung des Aufwandes der 
Schulgemeinde bezog, ſowie auch der Bedeutung des Beſchluſſes des Ver— 
waltungsgerichtshofes, welcher die Competenz des Reichsgerichtes nur für 
die von jener verſchiedene Frage des eventuellen Anſpruches der Schul⸗ 
gemeinde gegen den Landesſchulfond behauptet. Dein Landesausſchuſſe 
gebühre nur die Liquidirung einer Forderung der Schulgemeinde an den 
Landesſchulfond, die Entſcheidung der Vorfrage, welche Poſten in das 
Schulgemeinde⸗Präliminare einzuſtellen find, aber ſteht ausſchließlich der 
Schulbehörde zu. 

Es wird ſonach die Bitte geſtellt, das Reichsgericht wolle die 
Eingabe des Tiroler Landesausſchuſſes als zur Verhandlung nicht ge- 
eignet zurückweiſen, eventuell aber erkennen, daß das k. k. Miniſterium für 
Cultus und Unterricht durch den Erlaß vom 3. Mai 1897, 3. 31.127, 
ſeine Competenz nicht überſchritten hat. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei feiner Entſcheidung von folgenden 
Erwägungen ausgegangen: 

Es iſt unbeſtritten, daß das Reichsgericht berufen iſt, über feine 
eigene Competenz zu entſcheiden (Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 134), aber immer nur bei con⸗ 
ereten, ihm vorliegenden Klagen oder Anträgen, nicht aber principiell 
und im allgemeinen. Da in dem vorliegenden Antrage das Begehren 
geſtellt iſt, das Reichsgericht möge entſcheiden, welche Einnahme- und 
Ausgabepoſten einer tiroliſchen Schulgemeinde für deu Landesſchulfond 
in Anrechnung zu kommen haben und ob die k. k. Schulbehörden oder 
das k. k. Reichsgericht diesfalls competent ſeien und ſomit ein Com⸗ 
petenz⸗Conflict zwiſchen dem letzteren und den k. k. Schulbehörden be- 
hauptet wird, der aber in Wahrheit nicht vorhanden iſt und nicht vor— 
handen ſein kann, ſo mußte dieſer Antrag zurückgewieſen werden. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 14. Jänner 1898, 3. 442 ex 1897.) 


Competenz des Reichsgerichtes zur Entſcheidung über den Anſpruch 
auf die Ergreiferprämie. 


Abweiſung des Anſpruches auf Grund der Gefällsvorſchriften. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 15. Jänner 1898 ge— 
pflogenen öfſentlichen Verhandlung über die Klage das Emil Strauß, 
Privaten in Wien, durch Dr. Philipp Hajek, wider das k. k. Finanz⸗ 
miniſterium wegen Auszahlung eines Ergreiferantheiles zu Recht erkannt: 
Das Klagebegehren wird abgewieſen. 

Gründe: Der Kläger hat bei der k. k. Finanz⸗Bezirksdirection in 
Wien am 29. März 1894 eine geheime Anzeige gegen den Banquier 
Leopold Berger wegen Uebertretung des Losgeſetzes mit der Ausſicht 
auf die ihm geſetzlich zuſtehende Ergreiferprämie überreicht. 

Laut der Entſcheidung der k. k. Finanz-Bezirksdirection in Wien 
vom 6. April 1897, Z. 6534/ V, wurde ihm bekannt gegeben, daß 
ſeinen Anſprüchen keine Folge gegeben werden könne. Der von ihm 
ergriffene Recurs wurde laut Erlaſſes der k. k. Finanz⸗Landesdirection 
vom 24. Juli 1897, Z. 34.190, aus den Gründen der angefochtenen 
Eutſcheidung I. Inſtanz abgewieſen. Der von ihm eingebrachte Reviſions⸗ 
recurs wurde ihm zufolge Erlaſſes vom 4. September 1897, Z. 51.059/ XIII, 
mit dem Bedeuten zurückgeſtellt, daß ein weiteres Rechtsmittel zufolge 
des § 844, Z. 1 G. St. G. nicht zuläſſig erſcheint. j 

Der Kläger führt nun an, daß er ſchon am 29. März 1894 die 
Anzeige erſtattet habe und perſönlich und unaufgefordert bei der Finanz 
behörde erſchienen ſei und wünſchenswerthe Auskünfte ertheilt habe. Er 
habe die Behörde auf das frauduloſe Geb ahren der betreffenden Los- 
geſellſchaft in einer jeden Zweifel ausſchließenden Art und Weiſe auf 
merkſam gemacht und geradezu aufgefordert, gegen den genannten 


Geſchäftsinhaber energiſch vorzugehen. Wenn es richtig wäre, daß die 
Finanzbehörde nicht durch feine Anzeige, ſondern durch die k. k. Polizei 
direction auf das Treiben der erwähnten Loszeſellſchaſt aufmerkſam 
gemacht wurde, fo wäre er von dem betreffenden Herrn Beamten doch 
ſiche lich darauf aufmerkſam gemacht worden, daß ſeine Bemühungen, 
für feine Anzeige en lohnt zu werden, ſchon deswegen vergeblich wären, 
weil die Finanzbehörde durch eine frühere Anzeige von dem ſtrafbaren 
Vorgehen des Berger und Conſorten verſtändigt worden ſei. Er habe 
in Erfahrung gebracht, daß die Finanzbehörde eigentlich noch immer 
nicht ſtrafgefällämtlich vorgegangen ſei, und ſich deshalb bemüht, alles 
erforderliche und gravirende Material gegen Berger zu ſammeln und 
der Finanzbehörde zur Verfügung zu ſtellen, damit ſie ganz ſicher vor— 
gehen könne, und das ſei thatſächlich der Fall geweſen; es gebühre ihm 
daher als de facto erſtem Anzeiger die Ergreiferprämie 

Er ſtellt demnach die Bitte: 

Der Reichsgericht geruhe auszuſprechen: 

„Das k. k. Aerar ſei ſchuldig, den ihm auf Grund der von ihm 
am 29. März 1894 bei der k. k. Finanz⸗Bezirksdirection in Wien erſtatteten 
geheimen Anzeige wider den Banquier Leopold Berger wegen Uebertretung 
des Losgeſetzes geſetzlich zuſtehenden Ergreiferantheil auszubezahlen.“ N 

Der bei der mündlichen Verhandlung von dem 


Vertreter der 
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wurde nicht ſtattgegeben. 

Das Reichsgericht erſcheint competent, weil es ſich um den 
Auſpruch einer einzelnen Perſon an die Geſammtheit der Königreiche 
und vänder, welcher zur Austragung im ordentlichen Nechtswege nicht 
geeignet iſt, handelt (Art. Za des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 143 und dieſe Anordnung noch heute 
unverändert in Kraft ſteht. 

In merito iſt das Reichsgericht vou folgenden Erwägungen aus⸗ 
gegangen: 

Es geht aus den vom Kläger ſelbſt beigebrachten Belegen, ins⸗ 
beſondere aus dem Erlaſſe B der k. k. Finanz-Bezirksdirection vom 
6. April 1897 hervor, aus welchen Gründen dem Begehren des Klägers 
um Auszahlung einer Belohnung nicht ſtattgegeben wurde. 

Schon am 9. Jänner 1894 iſt eine Note der k. k. Poltzeidirection 
au die k. k. Finanz⸗Bezirksdirection gelangt, in welcher auf eine un 
„Illuſtrirten Wiener Extrablatt“ erſchienene Annonce des Leopold 
Berger aufmerkſam gemacht wurde, durch welche das Publicum von 
den Vortheilen und Bedingungen der Berger'ſchen Losgeſellſchaften in 
Kenntuiß geſetzt wurde. Weiters erfolgte am 20. Februar 1894 die 
Eiuvernahme zweier Perſonen, welche unter Vorlage von auf die ev- 
wähnten Losgeſellſchaften bezüglichen Proſpecten Angaben darüber machten, 
in welcher Weiſe Leopold Berger Mitglieder für dieſe Geſellſchaften zu 
erlangen ſuchte. Endlich wurde am 26. März 1894 von der 
Polizeidirection Wien eine dort eingelangte auonyme Anzeige, iu welcher 
auf das Treiben des Leopold Berger hingewieſen wird, ſammt Proſpecten 
und einem Losbuche desſelben der k. k Finanz⸗Bezirksdirection übermittelt. 
Ir A 3 1 1 1894, alſo nachdem ſchon alles Vorerwähnte 
der Finanz-Bezirksdirection bekannt war, wurde die Anzeige, um die es 
ſich hier handelt, zu Pro“okoll gegeben. 2 

Es wurden in derſelben mur Thatſachen zur Kenntniß der Behörde 
gebracht, welche ſchon vor dem 29. März 1894 der Behörde bekannt waren. 

Dieſe Anzeige hatte alfo eine Gefüllsübertretung zum Gegenſtande 
welche ſchon vor der Anzeige entdeckt war und daher nicht neuerlich 
entdeckt werden konnte. 


g Nach § 18 der mit der Hofkammer-Präſidialverordnung vom 
3. März 1836, Z. 6996, erlaſſenen Vorſchrift über die Anwendung 
des Gefüllsſtrafgeſetzes, beziehungsweiſe nach §S 300 Zoll- und Staats- 
monopolordnung iſt zur Bewilligung von Belohnungen der Anzeiger von 
Gefällsübertretungen erforderlich, daß eine beſtimmte Anzeige zur Ent- 
deckung einer Gefällsübertretung und zur Verhängung einer Strafe 
geführt hat. Da in dem vorliegenden Falle durch die Anzeige einer 
ſchon vorher bekannten Gefällsübertretung eine Entdeckung uicht herbei— 
geführt worden iſt, vielmehr ſchon vor der Anzeige eine Note der Polizei 
direction, die Einvernehmung zweier Perſonen, endlich eine von der 
Polizeidirection eingeſendete anonyme Anzeige vorlagen, ſo fehlen für 
den Anſpruch des Klägers die geſetzlichen Grundlagen. 

Der Kläger hat zur Widerlegung des in dem Deerete B an— 
geführten Sachverhaltes keine Beweiſe beigebracht und das von ihm 
geſtellte Begehren mußte demnach abgewieſen werden, wobei das Reichs- 


Hu 


gericht anch in Erwägung zog, daß in einer mit Zeitungsinferaten an: 
gekündigten Sache nicht wohl von einer „Entdeckung“ die Rede ſein kaun. 


Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 15. Jänner 1898, Z. 446 ex 1897.) 


Die Wirtſamkeit eines Einfuhrverbotes endet nicht mit dem Erlöſchen 
der Thierſeuche, auf welche es ſich bezieht, ſondern mit ſeiner for⸗ 


mellen Aufhebung. Der Zuwiderhandelnde kaun ſich nicht damit 


entſchuldigen, daß er wegen Erlöſchens der Seuche das Verbot für 
aufgehoben auſah. 
Das bei Seuchengefahr von der politiſchen Landesbehörde erlaſſene 
Verbot des Hauſierhandels mit Schweinen ſteht als auf Grund des 
Thierſeuchen⸗Geſetzes erlaſſene Anordnung unter dem Schutze des 
Art. I, 8 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51. 

Veranlaßt durch die von der Generalprocuratur in Gemäßheit des 
§ 33 St. P. O. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde erkannte der Caſſationshof 
mit Plenar-Entſcheidung vom 28. September 1897, 3. 11.641, zu Recht: 
1. Mit dem Urtheile des Bezirksgerichtes in Friedek vom 10. April 1897, 
Z. 1381, durch welches Joſef M. von der gegen ihn wegen der Ueber⸗ 
tretung des § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
und des Art. I des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, 
erhobenen Anklage freigeſprochen ward, wurde das Geſetz in den Be— 
ſtimmungen der §§ 233 und 238 St. G. und des § 45 des Geſetzes 


des Bezirksgerichtes in Hotzenplotz vom 23. Juni 1897, Z. 823, welches 
den Albert P. von der gegen ihn wegen der Uebertretung des § 45 des 
Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und des Art. J des 
Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, erhobenen Anklage frei⸗ 
ſpricht, wurde das Geſetz in den Beſtimmungen der SS 20 und 45 des 
Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, verletzt. 
Gründe: ad 1. Nach Juhalt der Acten wurde der Viehhäudler 
Joſef M., welcher am 6. Jänner 1897 entgegen dem von der ſchleſi⸗ 
fchen Landesregierung am 21. December 1896 unter Z. 24.977 erlaſſenen 
Verbote, Klauenthiere aus Galizien nach Schleſien einzuführen, einen 
Waggon Schlachtvieh aus dem Bezirke Limancw in Galizien nach Schleſien 
eingeführt und in der Station Friedek⸗Miſtek ausgeladen hatte, von der 
gegen ihn wegen Uebertretung des § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35 und des Art.! des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R. G. Bl. Nr. 51, erhobenen Anklage mit dem Urtheile des Bezirks⸗ 
gerichtes in Friedek vom 10. April 1897, Z. 1381, deshalb freigeſprochen, 
weil der Bezirk Limanow laut Kundmachung der galiziſchen Statthalterei 
bereits am 3. Jänner 1897 für ſeuchenfrei erklärt worden war, während 
das Etunfuhrverbot der ſchleſiſchen Landesregierung erſt am 20. Jänner 
1897 aufgehoben wurde, Angeklagter ſich ſohin in einem ſolchen Irr⸗ 
thum befand, der ihn eine ſtrafbare Handlung in feiner That nicht er- 
kennen ließ. Das Urtheil beruht jedoch offenbar auf einem Rechtsirr⸗ 
thume. Abgeſehen davon, daß es ſich nicht darüber ausſpricht, worüber 
Angeklagter im Irrthum war, konnte ihn ein ſolcher, ſelbſt wenn er 
vorhanden geweſen wäre, in keinem Falle entſchuldigen. Vorauszuſchicken 
iſt, daß jede im Sinne des § 26 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35, von der politifchen Landesbehörde verfügte Verkehrs: 
beſchränkung ſo lange wirkſam bleibt, bis fie formell aufgehoben iſt. 
Mag daher auch die Klauenſeuche im galiziſchen Bezirke Limanow bereits 
am 3. Jänner 1897 erloſchen und hiemit der Grund des von der ſchleſt— 
ſchen Landesregierung erlaffenen Einfuhrverbotes weggefallen fein, fo war 
dieſes doch noch am 6. Jänner 1897 in Kraft und jede Zuwiderhand— 
lung gegen dasſelbe nach § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35, ſtrafbar. Nach den allgemeinen Grundſätzen der 
SS 233 und 238 St. G. konnte ein über die Strafbarkeit einer ſolchen 
Zuwiderhandlung etwa vorhandener Irrthum als aufliegender Rechtsirr⸗ 
thum den Angeklagten nicht entſchuldigen, zumal die Strafthat in einer 
bloßen Normwidrigkeit beſteht, das Verbot ein abſolutes und darum 
ſchlechthin zu beſolgen war. Sollte aber, wie das Urtheil auf Grund der 
Verantwortung des Angeklagten anzunehmen ſcheint, Angeklagter irr⸗ 
thümlich dafür gehalten haben, das Verbot der ſchleſiſchen Landesregierung 
ſei bereits aufgehoben, ſo kann auch dieſer Thatirrthum ihn nicht ſtraflos 
machen. Ihm als Viehhändler oblag es, in ſeinem Geſchäfte die zur 
Vermeidung normwidrigen Erfolges erforderliche Aufmerkſamkeit anzu⸗ 
wenden. Darüber, ob das Verbot bereits aufgehoben iſt, hatte er ſich an 
authentiſcher Stelle zu informiren. Unterließ er dies und verließ er ſich 
auf die Kundmachung der galiziſchen Statthalterei vom 3. Jänner 1897, 
wonach im Bezirke Linnanow die Klauenſeuche erloſchen war, ſo iſt er 
von dem Vorwurfe ſtrafbarer eulpa nicht freizuſprechen. Mehr als dieſe 
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aber wird zum Delictsthatbeſtande des § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, reſpective Art. I des Geſetzes vom 24. Mai 
1882, R. G. Bl. Nr. 51, nicht erfordert. Joſef M. war daher auf Grund 
des im Urtheile feſtgeſtellten Thatbeſtandes der in dieſen Geſetzesſtellen 
bezeichneten Uebertretung ſchuldig zu ſprechen. 

ad 2. Inhaltlich der Acten wurde ferner der Viehhändler Albert P., 
welcher entgegen der den Hauſierhandel mit Schweinen ganz allgemein 
verbietenden gehörig kundgemachten Verordnung der ſchleſiſchen Landes— 
regierung am 12. April 1893, Z. 5438, im Juni 1897 im Bezirke 
Hotzenplotz 14 Stück Borſtenvieh im Hauſierhandel verkauft hatte, von 
der gegen ihn wegen der Uebertretung des § 45 des Geſetzes vom 
29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35 und des Art. I des Geſetzes vom 
24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, erhobenen Anklage mit dem Urtheile 
des Bezirksgerichtes Hotzenplotz vom 23. Juni 1897, Z. 823, ohne irgend 
welcher Thatbeſtandsfeſtſtellung aus dem Grunde freigeſprochen, weil das 
eben erwähnte Verbot der ſchlefiſchen Landesregierung über den Rahmen 
des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, hinausgehe, 
daher nicht auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſen ſei. Auch dieſes Urtheil 
iſt ein rechtsirrthümliches. Abgeſehen davon, daß Beſchränkungen im 
Verkehre mit ſolchen Thieren, welche Träger des Anſteckungsſtoffes ſein 
können, im § 20 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
ausdrücklich vorgeſehen werden, ſind die Verwaltungsbehörden — ſobald 
dies zur Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten erforderlich 
erſcheint — auch über den Rahmen des § 20 und des III. Abſchnittes 
des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 35, hinausreichende An- 
ordnungen zu treffen berechtigt. Wurde daher — wie nicht zu bezweifeln — 
der Hauſierhandel mit Schweinen zur Vermeidung der Verſchleppung an⸗ 
ſteckender Thierkrankheiten (der Klauenſeuche, des Rothlaufes u. dergl.) 
verboten, fo iſt dieſes Verbot unzweifelhaft eine auf Grund des Geſetzes 
vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, zur Abwehr und Tilgung 
anſteckender Thierkrankheiten erlaſſene behördliche Anordnung, deren Ver— 
letzung dem § 45 des citirten Geſetzes zu unterſtellen iſt. Hat Albert P. 
dieſer Anordnung zuwider gehandelt, fo war er der im § 45 des Ge— 
ſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35 und im Art. I des 
Geſetzes vom 24. Mai 1882, R. G. Bl. Nr. 51, bezeichneten Ueber⸗ 
tretung ſchuldig zu ſprechen. 

Es war daher der von der Generalprocuratur zur Wahrung des 
Geſetzes erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde in beiden Fällen ſtattzugeben und, 
wie im Urtheilsenunciate angeführt, zu erkennen. 


Perſonalien. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Fdch. Byloſf zum Baurathe, dann den Ingenieur Anton Hinter⸗ 
hölzl zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Anton Weber zum Ingenieur 
für den Staatsbaudienſt in Steiermark ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Evidenzhaltungs Eleven des Grundſteuer⸗ 
Cataſters Gottlieb Thalhammer, Auguſt Schwingl, Victor Dimaczek 
und Joſef Deuſter zu Evidenzhaltungs⸗Geometern II. Claſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär der Direction der Staatsſchuld 
Carl Ritter v. Pittner zum Finanzſecretär und den Finanzconcipiſten Eugen 
Oheral zum Finanzcomniiſſär bei dieſer Direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Secretär der Finanzprocuratur 
in Trieſt Dr. Cäſar Marinig zum definitiven Finanzprocuratur-Secretär 
daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpeetor Fdch. Lanza zum Steuer: 
Oberinſpector extra statum der Finanz⸗Landesdirection in Zara ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Aich⸗Ober⸗ 
inſpectors bekleideten Aichinſpector von Oberöſterreich und Salzburg Johann 
Endlweber in Linz zum Aich⸗Oberinſpector II. Claſſe und den mit Titel 
und Charakter eines Aichinſpectors bekleideten Aichmeiſter Fz. Maly in Wien 
zum Aichinſpector in Steiermark und Kärnten ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Rechnungsrevidenten Julius Broſch, Joſef 
Honerlein und Johann Kriſtianeié zu Rechnungsrätheu ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Kanuzleiofficial Vincenz Breſſan zum Hilfs⸗ 
ämter⸗Directionsadjuncten und den Kanzliſten Fz. Laurer zum Official ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat dem Rechnungs⸗Unterofficier I. Claſſe Erasmus 
Szutkiewicz eine Kanzliſtenſtelle im Status der Bergbehörden verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Official Auguſt Peilinger zum Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuncten ad personam ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat im Stande der Wiener Polizei⸗ 
direction den proviſoriſchen Concipiſten der k. k. mähriſchen Finanz⸗Landesdirection 
Adolf Ritter Talacko v. Jestétic und die Conceptspraktikanten der genannten 
Polizeidirection Adolf Brode, Joh. Langer, Dr. Joh. Joſef Schally, 
Norbert Wisgott, Joſef Anton Fz. Podrahy und Mer Wahl zu Polizei⸗ 
concipiſten ernannt. 

Das Präſidium der k. k. niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection in 
Wien hat den Zolloberamtsoſſicial Ferd. Paris und den Zollamtsofſicial 
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Iz. Koll zu Zollamtscaſſieren, den Zollamtscaſſier Rud. Kment und die Zollamts⸗ 
Officiale Emanuel Smejkal und Robert Spielmann zu Zolloberamts⸗ 
Officialen, die Zollamtsaſſiſtenten Adolf Raſchek, Victor Skalsky und Joſef 
Richter zu Zollamtsofficialen, den Feuerwerker Guſtav Weiſſert, die Boll: 
amtspraktikanten Joh. Filip, Victorin Hofmann, Heinrich Kosi und Eduard 
Kaltnecker zu Zollamtsaſſiſtenten beim Hauptzollamte in Wien und den 
Zollamtsaſſiſtenten Clement Figar zum Zollamtsofficial beim Hauptzollamte in 
Wr.⸗Neuſtadt ernannt. 

f Das Präſidium der k. k. niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection hat 
die Steueramtsadjuncten Julius Hochtl, Anton Walleczek, Joſef Altmann, 
Anton Steigel, Karl Mayer, Aud. Pillinger, Fz. Steinböck, Johann 
Rieglhofer, Theodor Czepan, Odo Hahn, Joh. Kaſamas, Karl Klanet, 
Joh. Stohanzl, Fz. Enner⸗Hochedlinger, Joh. Gager, Leopold Lois 
kandl, Heinr. Drdla und Karl Withofner zu Steueramtsofficialen, ferner 
die Steueramtspraktikanten Fdch. Tippl, Anton Schadenböck und Richard 
Nickl, den Poſtenführer Titular⸗Wachtmeiſter Joſef Zabek, die Steueramts 
praktikanten Joſef Schrimpf, Rob. Hanke, Joh. Peyrl, Anton We niſch, 
5. Staffen berg, Anton Breineſſl, z. Grafenberger, Leopold 
Graſinger, Guſtav Winter, Com. Schuh, Rud. Reichenpfader, Wilh. 
Kimmel, Joſef Kauderer, Fb. Sonntag, 3 Weiß, Fr. van Aken, 
Joſef Weißmantel, Albert Tenſchert, Joh. Steinfeſt, Karl Golda, 
Vincenz Schmid, Anton Karl, den Finanzcaſſepraktikanten Julius Eybl, 
die Steueramtspraftikanten Alois Koffinger, Florian Bauer, Adolf Schneider, 
Jofef Löffler, Karl Schrimpf Edlen v. Schrimpfhof und Anton Holzer 
zu Steueramtsadjuncten bei der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdireclion ernannt. 
8 Das Präſidium der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection hat im 
Stande der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur den Concipiſten Dr. Berthold 
Pick zum Adjuncten und den Concipienten Dr. Joſef Schorr zum Concipiſten 
ernannt. 


Erledigungen. 
Bezirks⸗Thierarztesſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der politiſchen 
Verwaltung in Krain bis 28. März. (Amtsblatt Nr. 60.) 


Conceptspraktikantenſtelle mit 600 fl. Adjutum jährlich bei der 
k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden bis 10. April. (Amtsblatt Nr. 61.) 
Eine proviſoriſche Ingenieurſtelle, zwei Bauadjuncteuſtellen 
und mehrere adjutirte Baupraktikantenſtellen beim Staatsbaudienſte in 
Krain bis 10. April. (Amtsblatt Nr. 61.) 
Ober⸗Bezirksarztesſtelle in der VIII. Rangsclaſſe und mehrere 
Sanitäts⸗Concipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe beim galiziſchen Sanität. 
dienſte bis letzten März. (Amtsblatt Nr. 62.) 


Conturg⸗Ausſchreibung. 


Bei dem kärntueriſchen Landesausſchuſſe iſt die 


der zlueiten Berretärs 


mit dem Jahresgehalte von 1600 fl., einer jährlichen Activitätszulage 
von 160 fl. und in die Penſion einrechenbaren Quinqueunalzulagen 
von 100 fl., ſowie einem Amtspauſchale von jährlich 8 fl. zu beſetzen. 

Bewerber um dieſe Stelle haben den Nachweis über ihre Nationalität, 
Alter, Familienverhältniſſe, Heimatszuſtändigkeit, ſittliches Verhalten, 
bisherige Verwendung und die mit gutem Erfolge abgelegte Advocaten— 
oder politiſche Prüfung zu erbringen. 

Die Beſetzung dieſer Stelle erfolgt durch den Landesausſchuß, 
die Genehmigung der Beſetzung iſt jedoch dem h. Landtage vorbehalten. 

Die Geſuche find bis 1. April 1898 bei dem gefertigten Landes— 
ausſchuſſe einzubringen. 


Stelle eines 


* 
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Rürutneriſcher Landesausſchuß. 


Klagenfurk, am 21. Februar 1898. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 23 und 24 der Erkenutniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


